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AMTLICHE BEKANNTMACHUNG
Hg.: Der Präsident der Universität Hamburg

Referat 31 – Qualität und Recht

Neufassung der Prüfungsordnung für den Abschluss  
„Master of Education“ der Lehramtsstudiengänge der  

Universität Hamburg

Vom 30. Oktober 2013, 12. August 2013,  4. September 2013,  9. Oktober 2013

Das Präsidium der Universität Hamburg hat am 25. November 2013 die von der  
Fakultät Wirtschaft- und Sozialwissenschaften am 30. Oktober 2013, von der Fa-
kultät für Erziehungswissenschaft, Psychologie und Bewegungswissenschaft am  
12. August 2013, von der Fakultät für Geisteswissenschaften am 4. September 2013 
und von der Fakultät für Mathematik, Informatik und Naturwissenschaften am  
9. Oktober 2013 auf Grund von § 91 Absatz 2 Nummer 1 des Hamburgischen Hoch-
schulgesetzes (HmbHG) vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 171) in der Fassung vom  
4. Dezember 2012 (HmbGVBl. S. 510, 518) beschlossene Prüfungsordnung aller Lehramts-
studiengänge an der Universität Hamburg mit dem Abschluss „Master of Education“  
(M. Ed.) gemäß § 108 Absatz 1 HmbHG genehmigt.
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Präambel

Die Lehramtsausbildung umfasst als erste Phase eine gestufte Ausbildung an der Uni-
versität Hamburg und gegebenenfalls an der Technischen Universität Hamburg-Har-
burg, an der Hochschule für Angewandte Wissenschaften, an der Hochschule für 
Musik und Theater, an der Hochschule für Bildende Künste und als zweite Phase 
ein Referendariat. Dabei bildet das Lehramtsstudium mit dem Abschluss „Master of 
Education“ (M. Ed.) die zweite Stufe der universitären Ausbildung. 
Die Lehramtsstudiengänge setzen sich jeweils aus verschiedenen Teilstudiengängen 
zusammen. Teilstudiengänge sind Erziehungswissenschaft einschließlich Fachdi-
daktik und gegebenenfalls Grundschulpädagogik bzw. Behindertenpädagogik bzw.  
Berufs- und Wirtschaftspädagogik, jeweils ein bis zwei Unterrichtsfächer sowie  
gegebenenfalls eine berufliche Fachrichtung. 
Diese Prüfungsordnung regelt die allgemeine Struktur und das Prüfungsverfahren für 
alle Masterstudiengänge der nachfolgend aufgeführten Lehrämter: Lehramt der Pri-
marstufe und Sekundarstufe I (LAPS), Lehramt an Gymnasien (LAGym), Lehramt an 
Beruflichen Schulen (LAB), Lehramt an Sonderschulen (LAS); sie wird ergänzt durch 
Fachspezifische Bestimmungen für die einzelnen Teilstudiengänge. 

§ 1 
Studienziel, Prüfungszweck, Akademischer Grad, Durchführung des Studiengangs

(1) Studienziel der Masterstudiengänge in der Lehramtsausbildung ist der Erwerb 
von forschungsbasiertem Vertiefungs- und Spezialwissen, der Erwerb einer vertief-
ten und erweiterten wissenschaftlich-methodischen Qualifikation in Erziehung- 
wissenschaft einschließlich Fachdidaktik und in – je nach Lehramt – einem bzw. 
zwei weiteren Fächern sowie eine intensive Auseinandersetzung mit dem Praxisfeld  
Schule.
 
(2) Die Erziehungswissenschaft bereitet die künftigen Lehrerinnen und Lehrer darauf 
vor, ihre berufliche Tätigkeit im Kontext der Schule zu reflektieren, zu evaluieren und 
weiterzuentwickeln. 

(3) Die fachbezogenen Studienziele der einzelnen Teilstudiengänge werden in den 
Fachspezifischen Bestimmungen beschrieben. 

(4) Durch eine bestandene Masterprüfung wird nachgewiesen, dass die erziehungs-
wissenschaftlichen, fachdidaktischen und fachlichen Kompetenzen erworben worden 
sind, die für eine erfolgreiche Fortsetzung der Ausbildung im Vorbereitungsdienst er-
forderlich sind. 

(5) Für die bestandene Masterprüfung wird der akademische Grad Master of  
Education (M. Ed.) verliehen. 

(6) Die organisatorische Durchführung und inhaltliche Gestaltung der Teilstudien-
gänge obliegt den jeweils zuständigen Fakultäten bzw. Hochschulen. Näheres regeln 
die Fachspezifischen Bestimmungen. Zur Durchführung der fachbezogenen Prüfun-
gen richten sie dezentrale Prüfungsausschüsse nach § 7 Absatz 1 Satz 2 ein. Für die  
fakultätsübergreifende Prüfungsorganisation und die Koordinierung der Prüfungen 
der Teilstudiengänge ist der zentrale Prüfungsausschuss für die Lehramtsstudiengän-
ge nach § 7 Absatz 1 Satz 1 zuständig. 
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(7) Die Auswahlkriterien und besonderen Zugangsvoraussetzungen für den Master-
studiengang sind in gesonderten Satzungen geregelt. 

§ 2 
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich aller Prüfungen, der Masterarbeit und 
den in den Studiengang eingeordneten berufsfeldbezogenen Studien beziehungs-
weise Praktika vier Semester. Im Falle eines Teilzeitstudiums erhöhen zwei Teilzeits-
emester die Regelstudienzeit um ein Semester. Durch das Lehrangebot gemäß den 
Fachspezifischen Bestimmungen und die Gestaltung des Prüfungsverfahrens ist  
sicherzustellen, dass das Masterstudium einschließlich sämtlicher Prüfungen und der 
Masterarbeit innerhalb der Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. In einzelnen  
Fächerkombinationen kann es wegen der Überschneidung von Lehrveranstaltungen zur  
Verlängerung der Studienzeit kommen. 

§ 3 
Studienfachberatung

(1) Die Studierenden sind verpflichtet, in der Studieneingangsphase in jedem Teil-
studiengang an einer Studienfachberatung teilzunehmen. Die Studienfachberatung  
erfolgt in der Regel durch Lehrende des jeweiligen Teilstudiengangs.
 
(2) Studierende, die die Regelstudienzeit gemäß § 2 überschritten haben, müssen  
innerhalb von zwei Semestern nach dem Ende der Regelstudienzeit an einer Studi-
enfachberatung durch Lehrende des jeweiligen Teilstudiengangs teilnehmen, wenn 
sie noch nicht alle Prüfungsleistungen erbracht haben. Studierende, die nicht an der  
Studienfachberatung wegen Überschreitens der Regelstudienzeit teilnehmen, wer-
den gemäß § 42 Absatz 2 Nummer 7 HmbHG exmatrikuliert. 

§ 4 
Studien- und Prüfungsaufbau, Module und Leistungspunkte (LP)

(1) Jeder Teilstudiengang ist modular aufgebaut; Zahl, Umfang, Qualifikationszie-
le der Module und die Modulvoraussetzungen  sowie die Form und der Umfang der 
Modulprüfung sind in den Fachspezifischen Bestimmungen geregelt. Die Darstellung  
ausführlicher  Modulbeschreibungen erfolgt im Rahmen von Modulhandbüchern. 
Module können sein: Pflichtmodule, die obligatorisch sind, Wahlpflichtmodule, die 
aus einem vorgegebenen Katalog von Modulen auszuwählen sind, und Wahlmodule. 

(2) Module sind in sich abgeschlossene Lehr- und Lerneinheiten, die in der Regel aus 
mehreren inhaltlich aufeinander bezogenen Lehrveranstaltungen bestehen. Die  
Module tragen dazu bei, das Qualifikationsziel des Studiengangs zu erreichen.
Zum Abschluss eines Moduls ist in der Regel das Ablegen einer Prüfung (Modul-
prüfung) erforderlich. In besonderen, durch die Auswahl der Prüfungsform und das  
didaktische Konzept begründeten Fällen, können auch mehrere Module mit einer  
gemeinsamen Prüfung abgeschlossen werden. 
Die Arbeitsbelastung (Präsenz-, Selbststudium und Prüfungsaufwand) für die ein-
zelnen Module und gegebenenfalls Teilmodule wird in Leistungspunkten (LP) ausge-
wiesen. Dabei entspricht ein Leistungspunkt in der Regel einer Arbeitsbelastung von  
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30 Stunden. Der Gesamtumfang des Studiengangs umfasst einschließlich der Master-
arbeit 120 Leistungspunkte.

(3) Die Masterprüfung besteht aus Modulprüfungen und einem Abschlussmodul. 
Das Abschlussmodul umfasst 20 Leistungspunkte und findet in der Regel im letzten  
Semester der Regelstudienzeit statt. Das Abschlussmodul setzt sich aus der Master- 
arbeit, die 17 Leistungspunkte umfasst, und einer mündlichen Prüfung im Umfang von 
3 Leistungspunkten zusammen. 

(4) Ein Teilstudiengang kann grundsätzlich im Status der bzw. des Teilzeitstudieren-
den absolviert werden. Ausgenommen sind die Teilstudiengänge Musik und Bildende 
Künste. Studierende können den Status beim Service für Studierende beantragen. Die  
Entscheidung über den Antrag auf Immatrikulation als Teilzeitstudierende oder Teil-
zeitstudierender erfolgt nach den rechtlichen Vorgaben in der Immatrikulationsord-
nung der Universität Hamburg in der jeweils geltenden Fassung. 
Teilzeitstudierende müssen ihren veränderten Studierendenstatus unverzüglich der 
zentralen Prüfungsstelle mitteilen (Genehmigungsbescheid des Service für Studieren-
de). Der veränderte Status wird von der zentralen Prüfungsstelle vermerkt.
Für Teilzeitstudierende wird bei Bedarf und auf Antrag der bzw. des Studierenden im 
Rahmen einer Studienfachberatung in Abstimmung mit dem dezentralen  Prüfungs-
ausschuss ein individueller Studienplan erstellt. Wird für das Semester, in dem die 
Masterarbeit vorgesehen ist, ein Teilzeitstudium beantragt, so ist die Bearbeitungszeit 
für die Masterarbeit gleichwohl einzuhalten.

(5) Das Masterstudium muss grundsätzlich sofort aufgenommen werden.

(6) Das Masterstudium für das Lehramt der Primarstufe und Sekundarstufe I (LAPS) 
umfasst das Fach Erziehungswissenschaft einschließlich Fachdidaktik (FD) (30 LP), das  
im Bachelorstudiengang bereits gewählte erste und zweite Unterrichtsfach (jeweils 
20 LP) und das Kernpraktikum (30 LP). 
Unterrichtsfächer: Arbeitslehre/Technik,  Biologie, Chemie, Deutsch, Englisch, Evange-
lische Religion, Französisch, Geographie, Geschichte, Informatik, Bildende Kunst, Ma-
thematik, Musik, Physik, Sozialwissenschaften, Spanisch, Sport, Türkisch. 
Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschlussmodul (20 LP) mit der Mas-
terarbeit. 

(7) Das Masterstudium für das Lehramt an Gymnasien (LAGym) umfasst das Fach  
Erziehungswissenschaft einschließlich Fachdidaktik (FD) (30 LP), das im Bachelorstu-
diengang bereits gewählte erste und zweite Unterrichtsfach (1. Unterrichtsfach: 15 LP, 
2. Unterrichtsfach: 25 LP) und das Kernpraktikum (30 LP). 
Unterrichtsfächer: Biologie, Chemie, Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, Fran-
zösisch, Geographie, Geschichte, Griechisch, Informatik, Bildende Kunst, Latein, Ma-
thematik, Musik, Philosophie, Physik, Russisch, Sozialwissenschaften, Spanisch, Sport, 
Türkisch. 
Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschlussmodul (20 LP) mit der  
Masterarbeit. 

(8) Das Masterstudium für das Lehramt an Beruflichen Schulen (LAB) umfasst das 
Fach Erziehungswissenschaft mit dem Schwerpunkt Berufs- und Wirtschaftspädago-
gik, einschließlich der Didaktik der beruflichen Fachrichtung sowie der Fachdidaktik 
des Unterrichtsfaches (25 LP), die im Bachelorstudiengang bereits gewählte Berufliche 
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Fachrichtung (30 LP) sowie das Unterrichtsfach (15 LP) und das Kernpraktikum (30 LP). 
Berufliche Fachrichtungen: 
a)	 Bautechnik, Holztechnik, Chemotechnik, Elektrotechnik-Informationstechnik,  

Ernährungs- und Haushaltswissenschaften, Gesundheitswissenschaften, Kosme-
tikwissenschaft, Medientechnik, Metalltechnik, Wirtschaftswissenschaften, 

Unterrichtsfächer: 
b)	 Betriebswirtschaftslehre, Betriebswirtschaftliches Schwerpunktfach, Biologie, 

Chemie, Deutsch, Englisch, Evangelische Religion, Französisch, Geographie, Ge-
schichte, Berufliche Informatik, Mathematik, Physik, Sozialwissenschaften, Spa-
nisch, Sport, Türkisch. 

Das Betriebswirtschaftliche Schwerpunktfach kann nur in Verbindung mit Wirt-
schaftswissenschaften kombiniert werden. 
Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschlussmodul (20 LP) mit der Mas-
terarbeit. 

(9) Das Masterstudium für das Lehramt an Sonderschulen (LAS) umfasst das Fach 
Erziehungswissenschaft einschließlich Fachdidaktik (FD) und Behindertenpädagogik 
(insgesamt 55 LP, davon 50 LP für Behindertenpädagogik), das im Bachelorstudien-
gang bereits gewählte Unterrichtsfach (15 LP) und das Kernpraktikum (30 LP). 
Unterrichtsfächer: Arbeitslehre/Technik, Biologie, Chemie, Deutsch, Englisch, Evan-
gelische Religion, Französisch, Geographie, Geschichte, Bildende Kunst, Mathematik, 
Musik, Physik,  Sozialwissenschaften, Spanisch, Sport, Türkisch. 
Weiterer Bestandteil des Studiengangs ist das Abschlussmodul (20 LP) mit der Mas-
terarbeit. 

§ 5 
Lehrveranstaltungsarten, -sprache und -teilnahmebedingungen

(1) Lehrveranstaltungsarten sind insbesondere: 
1.	 Vorlesungen;
2.	 Übungen;
3.	 Seminare;
4.	 Projekte, Projektstudien;
5.	 Praktika;
6.	 berufsbezogene Praktika;
7.	 Exkursionen/Feldübungen.;
8.	 Kolloquien;
9.	 prachlehrveranstaltungen;
10.	 Planspiele;
In den Fachspezifischen Bestimmungen können weitere Lehrveranstaltungsarten 
oder Kombinationen von Lehrveranstaltungsarten vorgesehen werden. 

(2) Die Lehrveranstaltungen können in deutscher oder englischer Sprache oder der 
Zielsprache des Teilstudiengangs sowie als Präsenz-, Blended- oder E-Learning- 
Veranstaltungen abgehalten werden. Die konkrete Sprache wird spätestens zu  
Beginn der Lehrveranstaltung bekannt gegeben.

(3) Für Lehrveranstaltungen kann in begründeten Fällen eine Anwesenheitspflicht vor-
gesehen werden. In den Fachspezifischen Bestimmungen wird auch festgelegt, ob die 
Anwesenheitspflicht für die Zulassung zu Wiederholungsprüfungen gilt. 
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(4) Die Teilnahme an Lehrveranstaltungen setzt eine Anmeldung voraus.
 
(5) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen erfolgreich absolvierte Module oder 
Lehrveranstaltungen als Teilnahmevoraussetzungen für ein nachfolgendes Modul 
festlegen, müssen diese erfüllt werden, um zu den Lehrveranstaltungen des Moduls 
zugelassen zu werden. Sind die geforderten Prüfungsleistungen der zuvor zu absolvie-
renden Module erbracht worden, aber die Prüfungsleistungen noch nicht bewertet, 
sind die Studierenden für die Lehrveranstaltungen des Moduls vorläufig zuzulassen. 
Die Zulassung steht unter der Bedingung, dass die Prüfungsleistungen bestanden 
worden sind.

§ 6 
Beschränkung des Besuchs einzelner Lehrveranstaltungen, Module oder  

Schwerpunkte

(1) Die Teilnehmerzahl kann für einzelne Lehrveranstaltungen, Module und Schwer-
punkte beschränkt werden, wenn dies zu deren ordnungsgemäßer Durchführung ge-
boten ist. Die Beschränkung muss die Kriterien für die Auswahl der Teilnehmerinnen 
bzw. Teilnehmer umfassen und ist in geeigneter Weise bekannt zu geben. 

(2) Studierende, deren Erstwunsch sich auf einen Schwerpunkt bezieht, dem sie 
aus den in Absatz 1 genannten Gründen nicht zugewiesen werden können, werden  
einem anderen Schwerpunkt zugewiesen. Dabei sind die weiteren Präferenzen der  
Studierenden nach Möglichkeit zu berücksichtigen.

§ 7 
Prüfungsausschüsse

(1) Die an der Lehramtsausbildung beteiligten Hochschulen richten einen zentralen 
Prüfungsausschuss für die Lehramtsstudiengänge ein. Der zentrale Prüfungsaus-
schuss ist für die grundsätzliche Organisation der fakultäts- und hochschulüber-
greifenden Prüfungen und die Einhaltung sowie die Umsetzung der Bestimmungen  
dieser Prüfungsordnung zuständig. Geschäftsstelle des zentralen Prüfungsaus- 
schusses ist das Zentrale Prüfungsamt für die Lehramtsprüfungen. Darüber hinaus 
richten die Hochschulen dezentrale Prüfungsausschüsse für die fachspezifischen 
Aufgaben der Prüfungsorganisation (z.B. Bestellung der Prüfer, Anrechnung von  
erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen, Festlegung eines Nachteilsausgleichs 
für Studierende mit Behinderungen oder länger andauernden bzw. chronischen  
Erkrankungen usw.) innerhalb der einzelnen Teilstudiengänge ein; aus organisatori-
schen Gründen kann für mehrere Teilstudiengänge ein gemeinsamer Prüfungsaus-
schuss gebildet werden. 

(2) Dem zentralen Prüfungsausschuss gehören fünf stimmberechtigte Mitglieder an: 
a)	 drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 

davon jeweils ein Mitglied der Fakultät für Erziehungswissenschaft, Psychologie 
und Bewegungswissenschaft und ein Mitglied aus einer der anderen beteiligten  
Fakultäten der Universität und ein weiteres Mitglied aus einer der anderen betei-
ligten Hochschulen, 

b)	 ein Mitglied aus der Gruppe des akademischen Personals aus einer der Fakultäten 
der Universität, die kein Mitglied nach a) stellt, 



Universität Hamburg Seite 7Universität Hamburg Seite 7

PO Neufassung Master of Education in den Lehramtsstudiengängen vom 30.10/12.08/04.09/09.10.2013

veröffentlicht am 13. Dezember 2013

c)	 ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden, 
d)	 ein Mitglied aus dem Zentralen Prüfungsamt mit beratender Stimme sowie 
e)	 ein Vertreter der Behörde für Schule und Berufsbildung mit beratender Stimme. 
Bei der Wahl der Mitglieder gemäß Absatz 2 a) bis c) sollen die Fakultäten bzw. die 
Hochschulen im turnusmäßigen Wechsel berücksichtigt werden. 

(3) Einem dezentralen Prüfungsausschuss gehören in der Regel an: 
a)	 drei Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, 
b)	 ein Mitglied aus der Gruppe des akademischen Personals, 
c)	 ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden. 
Zusätzlich kann die Studiengangskoordinatorin oder der Studiengangskoordinator an 
den Sitzungen mit beratender Stimme teilnehmen. Studentische Mitglieder wirken 
bei der Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen nicht mit. 

(4) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sowie deren Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter werden auf Vorschlag der jeweiligen Gruppe vom zuständigen Dekanat 
eingesetzt. Das Mitglied nach Absatz 2 lit. e) wird von der Behörde für Schule und 
Berufsbildung benannt. Die Amtszeit der Mitglieder und Stellvertreterinnen bzw. 
Stellvertreter beträgt zwei Jahre, die des studentischen Mitglieds ein Jahr. Die Wieder-
bestellung eines Mitglieds ist möglich. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird eine 
Nachfolgerin oder ein Nachfolger für die restliche Amtszeit bestellt. Die Prüfungsaus-
schüsse wählen eine Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden sowie deren bzw. dessen 
Stellvertreterin oder Stellvertreter aus dem Kreise der dem Prüfungsausschuss ange-
hörenden Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer. 

(5) Die Prüfungsausschüsse tagen nicht öffentlich. Öffentlichkeit kann zugelassen 
werden, wenn nicht Personalangelegenheiten, Prüfungsangelegenheiten und per-
sonenbezogene Bewertungen von Lehrveranstaltungen behandelt werden. Sie sind 
beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder, darunter die oder der Vorsitzende 
oder die bzw. der stellvertretende Vorsitzende und ein weiteres Mitglied der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, anwesend sind. Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme des oder der Vorsitzenden. Die Beschlüsse des Prüfungs-
ausschusses sind zu protokollieren. 

(6) Der jeweilige dezentrale Prüfungsausschuss hat im Zusammenwirken mit dem 
Dekanat sicherzustellen, dass die Studien- und Prüfungsleistungen in den in dieser 
Ordnung und den jeweiligen Fachspezifischen Bestimmungen festgesetzten Zeiträu-
men erbracht werden können. Der dezentrale Prüfungsausschuss sorgt ferner dafür, 
dass die Termine für die Modulprüfungen rechtzeitig festgelegt und bekannt gegeben 
werden.

(7) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse haben das Recht, den Prüfungen beizu-
wohnen. Dieses Recht erstreckt sich nicht auf die Beschlussfassung über die Note und  
deren Bekanntgabe. 

(8) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse und deren Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter unterliegen der Verschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst 
stehen, sind sie durch die Vorsitzenden bzw. den Vorsitzende zur Verschwiegenheit 
zu verpflichten. 
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(9) Belastende Entscheidungen der Prüfungsausschüsse sind der bzw. dem Studie-
renden unverzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der Rechtsgrundlage  
mitzuteilen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

(10) Die Prüfungsausschüsse können Anordnungen, Festsetzungen von Terminen 
und andere Entscheidungen, die nach dieser Ordnung zu treffen sind, insbesondere 
die Bekanntgabe der Melde- und Prüfungstermine sowie Prüfungsergebnisse, unter  
Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen mit rechtlich verbindlicher Wir-
kung durch Aushang beim zuständigen Prüfungsamt, im Internet oder in sonstiger 
geeigneter Weise bekannt machen. 

(11) Der jeweilige Prüfungsausschuss kann dem Studienbüro bzw. dem Prüfungsamt 
Aufgaben für die Vorbereitung und Umsetzung seiner Entscheidungen sowie die orga-
nisatorische Abwicklung von Prüfungen übertragen; gleiche Übertragungsbefugnisse 
hat auch die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses.

§ 8 
Anerkennung von Studien- und berufspraktischen Zeiten, Studien- und  

Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen, Prüfungsleistungen sowie in den Studiengang 
eingeordnete berufsfeldbezogene Studien beziehungsweise Praktika, die an einer 
Universität, gleichgestellten Hochschule, in staatlich anerkannten Fernstudien, an 
anderen Bildungseinrichtungen, insbesondere in Studiengängen an staatlichen oder 
staatlich anerkannten Berufsakademien sowie an Fachhochschulen erbracht wor-
den sind, sind auf Antrag der bzw. des Studierenden anzuerkennen, sofern keine we-
sentlichen Unterschiede zwischen den erworbenen und den an der aufnehmenden  
Hochschule zu erwerbenden Kenntnissen und Fähigkeiten bestehen. Eine Anerken-
nung mit Auflagen ist möglich.

(2) Bei der Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun-
gen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die von 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen sowie Absprachen der Universität Hamburg sowie der anderen am 
Studiengang beteiligten Hochschulen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften 
bzw. Hochschulkooperationsvereinbarungen zu beachten.

(3) Auf andere Weise als durch ein Studium erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten, 
die jenen gleichwertig und für einen erfolgreichen Abschluss eines Studiengangs  
erforderlich sind, sind in einem Umfang von bis zur Hälfte auf die zu erbringenden 
Studien- und Prüfungsleistungen anzuerkennen.

(4) Werden Prüfungsleistungen angerechnet, sind die Noten – soweit die Notensys-
teme vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Abschlussnote einzubeziehen. 
Bei nicht vergleichbaren Notensystemen wird die Prüfungsleistung mit „bestanden“  
ausgewiesen.

(5) Über die Anerkennung nach den Absätzen 1 bis 4 entscheidet der dezentrale  
Prüfungsausschuss für den jeweiligen Teilstudiengang. Ein entsprechender Antrag 
der bzw. des Studierenden ist  an den dezentralen Prüfungsausschuss zu richten. Dem  
Antrag sind die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen beizufügen. Die 
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Anerkennung kann vom dezentralen Prüfungsausschuss nur abgelehnt werden, 
wenn er nachweist, dass zwischen den erworbenen und den an der aufnehmenden  
Hochschule zu erwerbenden Kenntnissen und Fähigkeiten nach Absatz 1 wesentliche 
Unterschiede bestehen und/oder auf andere Weise als durch ein Studium erworbene 
Kenntnisse und Fähigkeiten nach Absatz 3 nicht gleichwertig sind. Das Ergebnis wird 
dem zentralen Prüfungsausschuss unverzüglich mitgeteilt und aktenkundig gemacht.

§ 9 
Studien- und Prüfungsleistungen  und Wiederholung von Prüfungen und 

Studienleistungen 

(1)  Modulprüfungen können zweimal wiederholt werden.

(2) Eine Möglichkeit für eine Wiederholungsprüfung wird innerhalb eines Zeitraums 
von drei Semestern nach Ende der Modullaufzeit angeboten. Eine Wiederholung  
findet nur für nicht bestandene Modulprüfungen statt. Die Prüfungen sollen studien-
begleitend zum frühestmöglichen Zeitpunkt wahrgenommen werden. 

(3) Modulprüfungen finden in der von den Prüferinnen und Prüfern gemäß der  
Fachspezifischen Bestimmungen festgelegten Form zu den festgesetzten Terminen 
statt. 

(4) Eine Modulprüfung wird in der Regel als Gesamtprüfung (Modulabschlussprü-
fung) durchgeführt. In besonderen Fällen können auch mehrere Module mit einer  
gemeinsamen Prüfung abgeschlossen werden. Die Leistungspunkte eines Moduls 
werden mit dem erfolgreichen Abschluss des Moduls erworben. Ein erfolgreicher  
Abschluss setzt, je nach Festlegung in den Fachspezifischen Bestimmungen, das  
Bestehen von Modulprüfungen und/oder das erfolgreiche Erbringen von Studien- 
leistungen voraus. 
Im Ausnahmefall können Fachspezifische Bestimmungen vorsehen, dass nicht alle 
Teilprüfungen bestanden sein müssen.

(5) Für Modulprüfungen können in den Fachspezifischen Bestimmungen folgende  
Prüfungsarten festgelegt werden: 
a)	 Klausur 

Eine Klausur ist eine unter Aufsicht anzufertigende Arbeit, in der vorgegebene  
Aufgaben allein und selbstständig nur mit den zugelassenen Hilfsmitteln zu be-
arbeiten sind. Die Dauer einer Klausur beträgt mindestens 45, höchstens 180 Mi-
nuten. Klausuren können auch in Form von Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple 
Choice) durchgeführt werden; näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

b)	 Mündliche Prüfung 
Eine mündliche Prüfung ist ein Prüfungsgespräch, in dem die Studierenden darlegen 
sollen, dass sie den Prüfungsstoff beherrschen. Mündliche Prüfungen werden als  
Einzel- oder Gruppenprüfungen durchgeführt. Die Prüfungsdauer soll je Prüfling  
mindestens 15 Minuten und höchstens 45 Minuten betragen. Für mündliche Prü-
fungen können die Studierenden Prüfungsgegenstände vorschlagen. Mündliche 
Prüfungen werden von einer Prüferin bzw. einem Prüfer in Gegenwart einer oder  
eines Beisitzenden abgenommen, die bzw. der mindestens die durch die Prüfung  
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt. Die wesentlichen 
Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung sind in einem Protokoll 
festzuhalten. Das Protokoll wird von der bzw. dem Prüfenden und der bzw. dem 
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Beisitzenden unterzeichnet und zur Prüfungsakte genommen. Mitgliedern der 
Hochschule, vor allem Studierenden des gleichen Studiengangs, wird die Teilnah-
me an mündlichen Prüfungen als Zuhörerinnen und Zuhörer ermöglicht, wenn 
nicht die Bewerberin oder der Bewerber den Ausschluss der Öffentlichkeit bean-
tragt. Das Recht auf Teilnahme erstreckt sich nicht auf die Beschlussfassung und 
die Bekanntgabe der Note. 

c)	 Hausarbeit 
Eine Hausarbeit ist die schriftliche Ausarbeitung eines vorgegebenen Themas, 
das im Rahmen des betreffenden Moduls behandelt wurde. Die Hausarbeit ist in  
schriftlicher Ausfertigung sowie auf Verlangen der Prüferin bzw. des Prüfers auch 
auf einem elektronischen Speichermedium bei der Prüfungsstelle einzureichen.  
Im Rahmen der Beurteilung von Hausarbeiten kann eine EDV-gestützte Plagiats-
prüfung durch externe Einrichtungen erfolgen. Dabei ist sicherzustellen, dass eine 
zu diesem Zweck übermittelte Kopie der Arbeit dort Dritten nicht zugänglich ge-
macht und nach der Plagiatsprüfung gelöscht wird.

d)	 Referat 
Ein Referat ist der mündliche Vortrag über ein vorgegebenes Thema. Es kann zu-
sätzlich eine schriftliche Ausarbeitung des Vortragthemas vorgesehen werden. 
Der mündliche Vortrag hat in der Regel eine Dauer von mindestens 15, höchstens  
75 Minuten.

e)	 Praktikumsabschlüsse 
Praktikumsabschlüsse sind erfolgreich erbracht, wenn Studierende die von den 
verantwortlichen Lehrenden festgelegten experimentellen Arbeiten durchgeführt  
haben und ihre Kenntnisse durch versuchsbegleitende Kolloquien, Protokolle oder  
schriftliche Ausarbeitung nachgewiesen haben. Die Abgabefrist für die schriftli-
chen Ausarbeitungen wird vor Beginn der Lehrveranstaltung festgelegt. 

f)	 Projektabschlüsse 
Projektabschlüsse werden erfolgreich erbracht durch eine Vorstellung der Lösungs-
ansätze zum gewählten Thema in Referatsform und/oder einen Abschlussbericht 
für das Projekt. 

g)	 Übungsabschlüsse 
Übungen erfordern eine kontinuierliche aktive Teilnahme der Studierenden. 
Es kann die schriftliche Ausarbeitung oder eine sonstige Vorstellung einzelner 
Übungsaufgaben vorgesehen werden. 

h)	 Exkursionsabschlüsse und Berufspraktikumsabschlüsse 
Exkursionen und Berufspraktika werden durch die Fertigstellung eines Berichts 
über die Ziele und Ergebnisse erfolgreich abgeschlossen. 

i)	 Portfolio 
Ein Portfolio ist eine Zusammenstellung während des Studiums bzw. während 
der Studienphase angefertigter Teilleistungen, welche unter einer übergreifenden  
Frage- und Problemstellung zusammenfassend ausgewertet werden. Das Portfolio 
dient zugleich der zusammenfassenden Reflexion des eigenen Lernprozesses. 

In geeigneten Fällen können Prüfungen auch mit Unterstützung elektronischer  
Medien und in elektronischer Dokumentation durchgeführt werden. 
In den Fachspezifischen Bestimmungen können weitere Prüfungsarten festgelegt 
werden.

(6) Sind für ein Modul in den Fachspezifischen Bestimmungen alternative Prüfungs-
arten vorgesehen, wird die jeweilige Prüfungsart zu Beginn der Lehrveranstaltung  
bekannt gegeben. Gleiches gilt für die in Absatz 4 genannten alternativen bzw.  
optionalen Teile der einzelnen Prüfungsarten. Prüfungen können in deutscher oder 
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englischer Sprache oder in der Zielsprache abgenommen werden. Näheres regeln die 
Fachspezifischen Bestimmungen 

(7)  Wahlpflicht- und Wahlmodule können gewechselt werden. Wird ein Wahlpflicht-
modul aus organisatorischen Gründen nicht ein zweites Mal angeboten, räumt der 
dezentrale Prüfungsausschuss für Studierende, die in einem solchen Modul bereits 
mindestens einen Prüfungsversuch unternommen und die Prüfung nicht bestanden 
haben, zwei weitere Prüfungsversuche in einem Modul mit vergleichbaren Qualifika-
tionszielen ein.

(8) In den Fachspezifischen Bestimmungen kann die Erbringung von Studienleistungen 
vorgesehen werden. Studienleistungen sind didaktisch ausgerichtete Lehr- und Lern-
kontrollen, deren Zielsetzung nicht die individuelle Leistungsbeurteilung im Querver-
gleich, sondern die Gestaltung bzw. die Beurteilung des Lehr- und Lernprozesses ist.
Studienleistungen können benotet werden. Das Ergebnis einer Studienleistung geht 
nicht in die Modulnote ein. Nicht erfolgreiche erbrachte Studienleistungen können 
wiederholt werden. Eine erfolgreich erbrachte Studienleistung kann in den Fachspezi-
fischen Bestimmungen als Voraussetzung für eine Modulprüfung vorgesehen werden. 
Näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen.

§ 10 
Zulassung zu Modulprüfungen

(1) Die Teilnahme an den Modulprüfungen setzt eine Anmeldung bei der für das  
Prüfungsverfahren zuständigen Stelle (Prüfungsstelle) voraus. Die Anmeldung zur Mo-
dulprüfung ist nach Ablauf der Anmeldefrist verbindlich.  Der Zeitraum für die Anmeldung 
und das Anmeldeverfahren wird von der Prüfungsstelle in geeigneter Weise bekannt ge-
geben. Die Möglichkeit einer Regelung für die Abmeldung kann vorgesehen werden. Der 
dezentrale Prüfungsausschuss kann bei einer zweiten Wiederholungsprüfung die Zu-
lassung von der Auflage abhängig machen, dass die oder der Studierende zuvor an einer  
Studienfachberatung teilgenommen hat. Ferner kann der dezentrale Prüfungs-
ausschuss in begründeten Ausnahmefällen bei einer Wiederholungsprüfung eine  
abweichende Prüfungsart festlegen.

(2) Sofern die Fachspezifischen Bestimmungen eine Anwesenheitspflicht bei Lehr-
veranstaltungen gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 vorsehen, ist die regelmäßige Teilnah-
me an diesen für das Modul vorgesehenen Lehrveranstaltungen Voraussetzung für 
die Zulassung zu einer Modulprüfung und für den Erwerb von Leistungspunkten.  
Regelmäßig teilgenommen hat, wer nicht mehr als 15 % der Termine der betreffenden  
Lehrveranstaltung eines Moduls versäumt hat. 
Ist das darüber hinausgehende Versäumnis nicht zu vertreten, kann unter Auflage eine 
Zulassung zum Prüfungstermin erfolgen. Der Grund für das Versäumnis ist glaubhaft 
zu machen, bei Krankheit durch ein ärztliches Attest, das der zentralen Prüfungsstelle 
vorzulegen ist. Die Auflage wird von der bzw. dem Lehrenden der versäumten Lehr-
veranstaltungen festgelegt; sie muss geeignet sein, das Erreichen der Lernziele der 
versäumten Sitzungen zu fördern. Über Ausnahmen entscheidet der dezentrale Prü-
fungsausschuss.

(3) Eine Anmeldung zu sowie die Teilnahme an Modulprüfungen bzw. der Abschluss-
arbeit setzt eine Immatrikulation für den jeweiligen Studiengang voraus. Diese Imma-
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trikulation gilt auch für die Teilnahme an Wahlpflicht- und Wahlmodulen, die andere 
Studiengänge anbieten.

(4) Eine Zulassung darf nur versagt werden, wenn 
1.	 die in Absatz 1 genannte Voraussetzung oder die in Absatz 1 genannte Auflage 

nicht erfüllt ist,
2.	 die in Absatz 2 genannte Voraussetzung oder die in Absatz 2 genannte Auflage 

nicht erfüllt ist,
3.	 die in Absatz 3 genannte Voraussetzung nicht erfüllt ist,
4.	 die Zulassungsvoraussetzungen für das Modul nicht vorliegen oder
5.	 die in den Fachspezifischen Bestimmungen geforderten Studienleistungen nicht 

erbracht wurden.
Satz 1 Nr. 4 gilt nicht, wenn der Prüfling die Prüfungsleistungen aller vorangegange-
nen Module zwar erbracht hat, nicht aber alle Prüfungsleistungen bewertet worden 
sind. In diesen Fällen ist der Prüfling für die nachfolgende Prüfung unter Vorbehalt 
zuzulassen

(5) Über eine Nicht-Zulassung ist die bzw. der Studierende unverzüglich zu informie-
ren.

§ 11 
Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen oder länger andauernden 

bzw. chronischen Erkrankungen

(1) Macht eine Studierende bzw. ein Studierender glaubhaft, dass sie bzw. er wegen 
einer Behinderung oder länger andauernden schweren bzw. chronischen Erkrankung 
nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise zu den vorgesehenen  
Bedingungen zu erbringen oder innerhalb der in dieser Ordnung genannten Fristen 
abzulegen, kann die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf schriftli-
chen Antrag angemessene nachteilsausgleichende Maßnahmen treffen. Als solche  
kommen insbesondere die Veränderung der äußeren Prüfungsbedingungen, die  
Verlängerung der Fristen für das Ablegen von Prüfungsleistungen sowie das  
Erbringen gleichwertiger Prüfungsleistungen in Betracht. Entsprechendes gilt für  
Studienleistungen.

(2) Bei Entscheidungen der bzw. des Prüfungsausschussvorsitzenden nach Absatz 1 ist 
die Behindertenbeauftragte bzw. der Behindertenbeauftragte gemäß § 88 Absatz 3 
HmbHG zu beteiligen.

(3) Die Gründe für die beantragten Nachteilsausgleiche sind von der bzw. dem  
Studierenden darzulegen. Zur Glaubhaftmachung können geeignete Nachweise ver-
langt werden.

§ 12 
Prüfende

(1) Die Bestellung der Prüferinnen und Prüfer erfolgt durch den jeweiligen dezentra-
len Prüfungsausschuss nach Maßgabe der Bestimmungen des HmbHG in der jeweils  
geltenden Fassung. 
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(2) Prüfende für die Modulprüfungen sind grundsätzlich die für die Lehrveran-
staltungen des jeweiligen Moduls verantwortlichen Lehrenden. Über Ausnahmen  
entscheidet der jeweilige dezentrale Prüfungsausschuss. Bei nur einer Prüfung und 
mehreren Lehrenden kann der jeweilige dezentrale Prüfungsausschuss den für die 
Prüfung verantwortlichen Lehrenden festlegen. 

(3) Es können auch Prüferinnen bzw. Prüfer bestellt werden, die nicht Mitglieder der 
Universität sind. 

§ 13 
Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit wird in den Studiengängen Lehramt der Primarstufe und  
Sekundarstufe I, Lehramt an Gymnasien, Lehramt an Beruflichen Schulen und Lehr-
amt an Sonderschulen in der Regel im Teilstudiengang Erziehungswissenschaft  
einschließlich Fachdidaktik geschrieben. 

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Masterarbeit in einem anderen gewählten  
Teilstudiengang mit Zustimmung der Betreuerin bzw. des Betreuers aus diesem  
Teilstudiengang gemäß Absatz 7 oder interdisziplinär geschrieben werden. Eine inter-
disziplinär ausgerichtete Masterarbeit muss – je nach Schwerpunktsetzung – einem 
Teilstudiengang zugeordnet werden. 

(3) Mit der Masterarbeit soll der Nachweis erbracht werden, dass die Kandidatin bzw. 
der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem 
jeweiligen Fach gemäß Absätze 1 und 2 selbstständig nach wissenschaftlichen Metho-
den zu bearbeiten.
 
(4) Die Zulassung zur Masterarbeit kann  beim zentralen Prüfungsausschuss bean-
tragt werden, wenn mindestens 45 LP vorliegen. 

(5) Für die Zulassung zu dem Abschlussmodul gilt § 10 entsprechend. 

(6) Die Kandidatin bzw. der Kandidat kann mit dem Antrag auf Zulassung Themen und 
Prüferinnen und Prüfer vorschlagen. Dem Vorschlag für Prüferinnen und Prüfer ist  
soweit wie möglich und vertretbar zu entsprechen. Auf Antrag vermittelt der dezent-
rale Prüfungsausschuss Prüferinnen und Prüfer. 

(7) Die Festsetzung des Themas erfolgt durch die Betreuerin (Erstgutachterin) bzw. 
den Betreuer (Erstgutachter). Die Ausgabe des Themas erfolgt durch den zentralen 
Prüfungsausschuss. Der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sowie die Betreuerin 
bzw. der Betreuer (Erstgutachterin bzw. Erstgutachter) sowie die weitere Prüferin 
bzw. der weitere Prüfer (Zweitgutachter) werden von diesem aktenkundig gemacht. 
Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei Wochen nach der  
Ausgabe und nur begründet zurückgegeben werden. Das Thema der Masterarbeit 
kann von der Betreuerin bzw. dem Betreuer auf begründeten Antrag der oder des Stu-
dierenden zurückgenommen werden, wenn aus fachlichen Gründen eine Bearbeitung 
nicht möglich ist. In Zweifelsfällen entscheidet die oder der Prüfungsausschussvor-
sitzende des dezentralen Prüfungsausschusses. Das neue Thema ist unverzüglich,  
spätestens jedoch innerhalb von vier Wochen, auszugeben. 
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(8) Die Masterarbeit wird in der Regel in deutscher oder englischer Sprache abgefasst. 
Näheres regeln die Fachspezifischen Bestimmungen. Die Entscheidung, ob andere als 
die in Satz 1 genannten Sprachen zugelassen werden, trifft der dezentrale Prüfungs-
ausschuss. 

(9) Die Bearbeitungszeit der Masterarbeit beträgt 510 Arbeitsstunden (17 LP). Unter 
Berücksichtigung der Gesamtarbeitsbelastung (Masterarbeit, weitere Module auch in 
den anderen Teilstudiengängen) beträgt die maximale Bearbeitungsdauer fünf Mo-
nate ab Zulassung. Thema, Aufgabenstellung und Umfang sind von der Betreuerin 
bzw. dem Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist der Bearbeitung eingehalten wer-
den kann. Die bzw. der Vorsitzende des zentralen Prüfungsausschusses kann bei be-
gründetem und vor Ablauf der Bearbeitungsfrist gestelltem Antrag eine Verlängerung 
der Bearbeitungszeit genehmigen. Voraussetzung für eine Verlängerung der Bearbei-
tungszeit ist, dass die Gründe, die die Verlängerung erforderlich machen, nicht von 
der Kandidatin oder dem Kandidaten zu vertreten sind und unverzüglich, d.h. ohne 
schuldhaftes Zögern, angezeigt werden. Die Begründung für den Verlängerungsbe-
darf ist von der Kandidatin bzw. von dem Kandidaten umfassend schriftlich zu erläu-
tern und zu belegen, bei Krankheit durch Vorlage eines ärztlichen Attests bw. eines 
qualifizierten ärztlichen Attests gemäß § 15 Absatz 2. Die Verlängerung darf grund-
sätzlich nicht die Hälfte der ursprünglich vorgesehenen Bearbeitungszeit überschrei-
ten. In Fällen außergewöhnlicher Härte  kann der dezentrale Prüfungsausschuss im 
Einzelfall eine längere Frist gewähren. 
 
(10) Die Masterarbeit ist fristgerecht in dreifacher schriftlicher Ausfertigung sowie 
auch per geeignetem elektronischen Speichermedium und -format bei der Prüfungs-
stelle einzureichen. Bei der postalischen Zusendung an die Prüfungsstelle gilt das 
Datum des Poststempels als Abgabedatum. Für die Abgabe bzw. die Einlieferung der 
Masterarbeit obliegt dem Prüfling die Beweislast. Der Abgabezeitpunkt wird akten-
kundig gemacht. Bei der Abgabe hat die Kandidatin bzw. der Kandidat schriftlich zu 
versichern, dass sie bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die 
angegebenen Hilfsmittel – insbesondere keine im Quellenverzeichnis nicht benannten 
Internet-Quellen – benutzt hat, die Arbeit vorher nicht in einem anderen Prüfungsver-
fahren eingereicht hat und die eingereichte schriftliche Fassung der auf dem elektro-
nischen Speichermedium entspricht. Wird die Arbeit aus Gründen, die die Kandidatin 
bzw. der Kandidat nicht zu vertreten hat, nicht fristgerecht abgegeben, entscheidet 
der zentrale Prüfungsausschuss über das weitere Vorgehen; im Regelfall wird ein  
neues Thema ausgegeben, ohne dass dies als Wiederholung gilt. Für diesen Fall gilt 
Absatz 7 Satz 6 entsprechend. Wird die Arbeit aus Gründen, die die Kandidatin bzw. 
der Kandidat zu vertreten hat, nicht fristgerecht abgegeben, gilt § 15 Absatz 1. 

(11) Die Masterarbeit ist von der Betreuerin bzw. vom Betreuer und einer weiteren 
Prüferin bzw. einem weiteren Prüfer aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten (§ 12) 
schriftlich zu beurteilen. Einer der Prüfer muss aus der Gruppe der Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer stammen bzw. habilitiert sein. Im Rahmen der Beurteilung 
von Masterarbeiten kann eine EDV-gestützte Plagiatsprüfung durch externe Einrich-
tungen erfolgen. Dabei ist sicherzustellen, dass eine zu diesem Zweck übermittelte 
Kopie der Arbeit dort Dritten nicht zugänglich gemacht und nach der Plagiatsprüfung 
gelöscht wird.

(12) Die Bewertung der Masterarbeit ist grundsätzlich von beiden Prüfenden unver-
züglich, spätestens sechs Wochen nach Einreichung, vorzunehmen. Bei einer über-
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durchschnittlich hohen Anzahl von Prüfungsverfahren oder aus vergleichbaren 
sachlichen Gründen kann der dezentrale Prüfungsausschuss ausnahmsweise einen 
längeren Bewertungszeitraum einräumen. Die Benotung der Masterarbeit ergibt sich 
aus dem arithmetischen Mittel der durch die beiden Prüferinnen bzw. Prüfer vergebe-
nen Noten unter Berücksichtigung von § 14 Absatz 3. Wird die Masterarbeit nur von 
einem der beiden Prüfenden mit „nicht ausreichend“ (5,0) beurteilt, bestellt die bzw. 
der Vorsitzende des dezentralen Prüfungsausschusses eine dritte Prüferin bzw. einen 
dritten Prüfer. Beurteilt die Drittgutachterin bzw. der Drittgutachter die Arbeit mit 
mindestens „ausreichend“ (4,0), so wird die Note der Masterarbeit als arithmetisches 
Mittel der drei Beurteilungen, unter Berücksichtigung von § 15 Absatz 3, mindestens 
aber mit „ausreichend“ (4,0) festgelegt. Beurteilt die Drittgutachterin bzw. der Dritt-
gutachter die Arbeit mit „nicht ausreichend“ (5,0), so gilt diese Arbeit insgesamt als 
mit „nicht ausreichend“ (5,0) benotet. Bei unterschiedlicher Benotung um zwei oder 
mehr Notenstufen muss die bzw. der Vorsitzende des zentralen Prüfungsausschusses 
ebenfalls eine dritte Prüferin bzw. einen dritten Prüfer bestellen. Die Note ergibt sich 
als arithmetisches Mittel der Einzelnoten. 

(13) Die Masterarbeit kann bei einer Gesamtbeurteilung mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
einmal wiederholt werden. Die Wiederholung muss in einem Zeitraum von sechs Wo-
chen nach Bekanntgabe des negativen Prüfungsergebnisses beantragt werden. Eine 
zweite Wiederholung ist nur in begründeten Ausnahmefällen möglich. Eine Rückgabe 
des Themas der Masterarbeit innerhalb der in Absatz 7 Satz 3 genannten Frist ist nur 
zulässig, wenn die Kandidatin bzw. der Kandidat von dieser Möglichkeit noch keinen 
Gebrauch gemacht hatte. 

(14) Ausgehend von der Masterarbeit erstreckt sich die mündliche Prüfung nach § 4 
Absatz 3 auch auf die Einordnung des Themas der Masterarbeit in die Systematik des 
Faches sowie dessen erziehungswissenschaftliche bzw. didaktische Zusammenhänge. 
Abgenommen und bewertet wird dieser Prüfungsteil von der jeweiligen Betreue-
rin  der Masterarbeit bzw. dem Betreuer (1. Gutachter) und einer weiteren Prüferin 
bzw. einem weiteren Prüfer, die bzw. der regelhaft Erziehungswissenschaftlerin bzw.  
Erziehungswissenschaftler aus der  Fakultät für Erziehungswissenschaft, Psychologie 
und Bewegungswissenschaft (EPB) sein muss. Wird die Masterarbeit in einem ande-
ren Teilstudiengang als Erziehungswissenschaft geschrieben, kann auf Antrag des 
Prüflings der zentrale Prüfungsausschuss genehmigen, dass auch die zweite Prüferin 
bzw. der zweite Prüfer aus einer anderen Fakultät als der der EPB, Fachbereich Erzie-
hungswissenschaft, oder einer anderen Hochschule stammen kann, wenn sie bzw. 
er eine erziehungswissenschaftliche Qualifikation besitzt. Der zentrale Prüfungsaus-
schuss stellt im Falle der Bewilligung des Antrages dem dezentralen Prüfungsaus-
schuss der EPB frei, eine Fachvertreterin bzw. einen Fachvertreter aus der Fakultät EPB 
mit beratender Stimme zur Teilnahme an der mündlichen Prüfung zu entsenden. 
Eine Vertreterin bzw. ein Vertreter der Behörde für Schule und Berufsbildung kann mit 
beratender Stimme an der Prüfung teilnehmen. 

§ 14 
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1) Die Bewertung der Prüfungsleistungen soll unverzüglich, spätestens vier Wochen 
nach der Prüfung, erfolgen; § 13 Absatz 12 Satz 2 gilt entsprechend. Die Bewertungen 
für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen bzw. 
Prüfern festgesetzt. 
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Prüfungsleistungen können entsprechend Absatz 2 differenziert benotet werden oder 
als „bestanden“ oder „nicht bestanden“ gewertet werden. 

(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:

Es können Zwischenwerte durch Erniedrigen oder Erhöhen der Noten um 0,3 gebildet 
werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen. 

(3) Setzt sich die Prüfungsleistung eines Moduls aus mehreren Teilleistungen zu-
sammen, wird die Note des Moduls in der Regel aus dem mit den Leistungspunkten 
gewichteten Mittel der Noten für die Teilleistungen berechnet. Die Noten der Teil-
prüfungsleistungen des Abschlussmoduls werden unabhängig von der Leistungs-
punktverteilung gewichtet und zwar im Verhältnis: Masterarbeit 70 % und mündliche 
Prüfung 30 %. Hierbei werden die beiden ersten Dezimalstellen hinter dem Komma 
berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Entsprechen-
des gilt bei der Bewertung einer Prüfungsleistung durch mehrere Prüfende. Die Art der 
Berechnung wird in den Fachspezifischen Bestimmungen geregelt. 
Die Note lautet: 

Für jeden Teilstudiengang wird eine Fachnote gebildet; Absatz 3 Satz 3 gilt entspre-
chend. Die Fachnote setzt sich aus Modulnoten außer der des Abschlussmoduls  
zusammen, die mit einer Gewichtung versehen werden. Die Gewichtungen werden in 
den Fachspezifischen Bestimmungen festgelegt. Die Fachspezifischen Bestimmungen 
können ferner regeln, dass einzelne (Teil-)Prüfungsleistungen nicht in die Fachnote 
eingehen. Für die Masterprüfung wird eine Gesamtnote gebildet; Absatz 3 Satz 3 gilt 
entsprechend. Die anzurechnenden studienbegleitenden Prüfungsleistungen gehen 
wie folgt in die Abschlussnote ein: 
•	 Lehramt der Primarstufe und Sekundarstufe I (LAPS): Die Fachnote des Teilstudi-

engangs Erziehungswissenschaft (einschließlich Fachdidaktik und Grundschulpä-

1,0 = sehr gut eine hervorragende Leistung

2,0 = gut eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderun-
gen liegt

3,0 = befriedigend eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht

4,0 = ausreichend eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt

5,0 = nicht ausreichend eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt

von 1,0 bis 1,15 1,0

über 1,15 bis 1,50 1,3

über 1,50 bis 1,85 1,7

über 1,85 bis 2,15 2,0

über 2,15 bis 2,50 2,3

über 2,50 bis 2,85 2,7

über 2,85 bis 3,15 3,0

über 3,15 bis 3,50 3,3

über 3,50 bis 3,85 3,7

über 3,85 bis 4,0 4,0

über 4,0 5,0
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dagogik) geht mit 43 % in die Abschlussnote ein, die Fachnoten der beiden Unter-
richtsfächer mit jeweils 19 %. Das Abschlussmodul geht mit einem Anteil von 19 % 
in die Abschlussnote ein. 

•	 Lehramt an Gymnasien (LAGym): Die Fachnote des 1. Unterrichtsfachs geht mit  
14 % in die Abschlussnote ein, die des 2. Unterrichtsfachs mit 24 % und die des Teil-
studiengangs Erziehungswissenschaft (einschließlich Fachdidaktik) mit 43 %. Das 
Abschlussmodul geht mit einem Anteil von 19 % in die Abschlussnote ein. 

•	 Lehramt an Sonderschulen (LAS): Die Fachnote des Teilstudiengangs Erziehungs-
wissenschaft (einschließlich Fachdidaktik und Behindertenpädagogik) geht mit  
67% in die Abschlussnote ein und die des Unterrichtsfachs mit 14 %. Das Abschluss-
modul geht mit einem Anteil von 19 % in die Abschlussnote ein. 

•	 Lehramt an Beruflichen Schulen (LAB): Die Fachnote der beruflichen Fachrichtung 
geht mit 29 % in die Abschlussnote ein, die des Unterrichtsfachs mit 14 % und die 
des Teilstudiengangs Erziehungswissenschaft (einschließlich Berufs- und Wirt-
schaftspädagogik, Didaktik der beruflichen Fachrichtung und Fachdidaktik) mit 
38%. Das Abschlussmodul geht mit einem Anteil von 19 % in die Abschlussnote 
ein.

(4) Die Gesamtnote einer bestandenen Masterprüfung lautet: 

Bei überragenden Leistungen (Durchschnitt von 1,00 bis 1,15) wird die Gesamtnote 
„Mit Auszeichnung bestanden“ erteilt. 

(5) Diese Gesamtnote wird durch eine ECTS-Note nach den jeweils geltenden Bestim-
mungen ergänzt. 

§ 15 
Versäumnis, Rücktritt

(1) Wenn die bzw. der Studierende einen Prüfungstermin oder eine Prüfungsfrist aus 
einem Grund, den sie bzw. er zu vertreten hat, im Sinne dieser Ordnung versäumt, 
nach Beginn einer (Teil-) Prüfung zurücktritt oder eine Prüfungsleistung nicht inner-
halb der vorgesehenen Bearbeitungszeit beginnt oder erbringt gilt eine Prüfungsleis-
tung als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem zen-
tralen Prüfungsausschuss unverzüglich, das heißt ohne schuldhaftes Zögern, schrift-
lich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit des Prüflings ist ein ärzt-
liches Attest vorzulegen. In Zweifelsfällen kann sich der zentrale Prüfungsausschuss  
ein qualifiziertes ärztliches Attest vorlegen lassen. Dieses muss Angaben enthalten 
über die von der Erkrankung ausgehende körperliche bzw. psychische Funktionsstö-
rung, die Auswirkungen der Erkrankung auf die Prüfungsfähigkeit des Prüflings aus 
medizinischer Sicht, den Zeitpunkt des dem Attest zugrunde liegenden Untersu-
chungstermins sowie der ärztlichen Prognose über die Dauer der Erkrankung. Wird 
der Grund anerkannt, so wird der nächstmögliche Prüfungstermin festgesetzt. Bereits 
vollständig erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden angerechnet. Nach 

bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,50 sehr gut

bei einem Druchschnitt von 1,51 bis einschließlich 2,50 gut

bei einem Durchschnitt von 2,51 bis einschließlich 3,50 befriedigend

bei einem Durschnitt von 3,51 bis einschließlich 4,00 ausreichend
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Beendigung einer Prüfungsleistung können Rücktrittsgründe nicht mehr geltend  
gemacht werden. 

(3) Schutzvorschriften zum Schutz der erwerbstätigen Mutter (MuSchG) sind auf 
Antrag der Studierenden zu berücksichtigen. Gleiches gilt für Anträge der bzw. des 
Studierenden für die Fristen der Elternzeit nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur 
Elternzeit (BEEG). § 15 Absatz 2 Sätze 5 bis 6 gelten entsprechend.

§ 16 
Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Zugelassene Hilfsmittel werden vor Beginn der Prüfung bekanntgegeben. Ver-
sucht die oder der Studierende das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die Prüfungs-
leistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht bestanden“ bewertet. Gleiches gilt 
für Prüfungsleistungen von Studierenden, die ihre Prüfungsergebnisse während des  
Prüfungsverfahrens anderen zur Verfügung stellen, ohne dass dies ausdrücklich vor-
gesehen ist. 

(2) Bei einer Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel im Sinne von 
Absatz 1 während und nach der Austeilung von Prüfungsaufgaben wird der Prüfling 
von der Fortsetzung der Prüfungsleistung nicht ausgeschlossen. Die oder der jeweilige 
Aufsichtsführende fertigt über das Vorkommnis einen Vermerk, den sie oder er nach 
Abschluss der Prüfungsleistung unverzüglich der bzw. dem Vorsitzenden des jewei-
ligen dezentralen Prüfungsausschusses vorlegt. Der Prüfling wird unverzüglich über 
den gegen ihn erhobenen Vorwurf unterrichtet. Die Entscheidung über das Vorliegen 
eines Täuschungsversuches trifft die bzw. der Vorsitzende des jeweiligen dezentralen 
Prüfungsausschusses. Dem Prüfling ist zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

(3) Hat ein Prüfling bei einer Prüfungsleistung getäuscht und wird diese Tatsache erst 
nach Ablegen der Prüfung bekannt, kann die Note entsprechend Absatz 1 berichtigt 
und die Masterprüfung gegebenenfalls für nicht bestanden erklärt werden. Das un-
richtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem 
unrichtigen Zeugnis ist auch die Masterurkunde einzuziehen, wenn die Masterprü-
fung auf Grund einer Täuschung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. Eine Entschei-
dung nach Satz 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Zeugnisses 
ausgeschlossen. 

(4) Studierende, die den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stören, können von 
der jeweiligen Prüferin oder Aufsichtsführenden bzw. dem jeweiligen Prüfer oder Auf-
sichtsführenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in 
diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. 
In schwerwiegenden Fällen kann der dezentrale Prüfungsausschuss die Studierende 
bzw. den Studierenden von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen ausschließen. 

(5) Bei den Entscheidungen nach den Absätzen 1, 3und 4 kann die bzw. der Studieren-
de eine Überprüfung durch den zentralen Prüfungsausschuss verlangen. Der Antrag 
muss unverzüglich, d.h. ohne schuldhaftes Zögern, gestellt werden. 
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§ 17 
Endgültiges Nichtbestehen der Masterprüfung

(1) Die gesamte Prüfung in dem Masterstudiengang ist endgültig nicht bestanden, 
wenn
a)	 eine Modulprüfung in einem Teilstudiengang  in ihrer letzten Wiederholung mit 

„nicht ausreichend“ (5,0)  bzw. „nicht bestanden“ bewertet wurde oder als mit 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet gilt; 

b)	 die Masterarbeit auch in ihrer letzten Wiederholung mit „nicht ausreichend“ (5,0) 
bewertet wurde oder als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet gilt. 

(2) Ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden, stellt die oder der Vorsitzende 
des zentralen Prüfungsausschusses einen Bescheid mit Angaben aller Prüfungsleis-
tungen und den Gründen für das Nichtbestehen der Masterprüfung aus. Der Bescheid 
ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der bzw. dem Studierenden be-
kannt zu geben. 

 
§ 18 

Widerspruchsverfahren

Studierende können Widersprüche gegen das Prüfungsverfahren und gegen Prüfungs-
entscheidungen einlegen. Sofern eine Rechtsmittelbelehrung erteilt wurde, muss der 
Widerspruch innerhalb eines Monats, sonst innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe 
bei der bzw. dem Vorsitzenden des zentralen Prüfungsausschusses eingelegt werden. 
Der Widerspruch soll schriftlich begründet werden. Hilft der Prüfungsausschuss dem 
Widerspruch nicht oder nicht in vollem Umfang ab, so ist er dem Widerspruchsaus-
schuss der Universität zuzuleiten.

§ 19 
Zeugnis, Urkunde, Diploma Supplement und Transcript of Records

(1) Über die bestandene Masterprüfung soll unverzüglich, möglichst innerhalb von vier 
Wochen nach Bestehen der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt werden. 
Das Zeugnis enthält Angaben über die absolvierten Module einschließlich der erzielten 
Noten und erworbenen Leistungspunkte, das Thema und die Note der Masterarbeit,  
die Noten des jeweiligen Teilstudiengangs, die Gesamtnote, die insgesamt erreichten 
Leistungspunkte und das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung er-
bracht worden ist. Das Zeugnis ist von der bzw. dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses zu unterzeichnen und mit dem Datum der Ausfertigung und dem Siegel der 
Universität Hamburg zu versehen. Dem Zeugnis wird eine englischsprachige Überset-
zung beigefügt.

(2) Zusätzlich zu dem Zeugnis erhält die Absolventin bzw. der Absolvent eine Urkunde 
mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des Master-Grades beur-
kundet. Die Urkunde wird durch die Dekanin bzw. den Dekan der Fakultät für Erzie-
hungswissenschaft, Psychologie und Bewegungswissenschaft unterzeichnet und mit 
dem Siegel der Universität Hamburg versehen. Das Dekanat kann die Unterzeich-
nungsbefugnis auf die oder den Vorsitzenden des zentralen Prüfungsausschusses 
übertragen. Der Urkunde wird eine englischsprachige Übersetzung beigefügt.



Universität Hamburg Seite 20Universität Hamburg Seite 20

PO Neufassung Master of Education in den Lehramtsstudiengängen vom 30.10/12.08/04.09/09.10.2013

veröffentlicht am 13. Dezember 2013

(3) Darüber hinaus stellt die oder der Vorsitzende des zentralen Prüfungsausschusses  
ein Diploma Supplement sowie ein Transcript of Records in deutscher und englischer 
Sprache aus.

§ 20 
Ungültigkeit der Masterprüfung, Behebung von Prüfungsmängeln

Waren die Voraussetzungen für die Ablegung einer Prüfungsleistung nicht erfüllt, 
ohne dass die bzw. der Studierende hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache 
erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das 
Bestehen der Prüfungsleistung geheilt. Hat die bzw. der Studierende vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, dass sie bzw. er die Prüfungsleistung ablegen konnte, so kann die 
Prüfungsleistung für „nicht ausreichend“ (5,0) und die Masterprüfung für „nicht be-
standen“ erklärt werden. Der bzw. dem Studierenden ist vor einer Entscheidung Gele-
genheit zur Äußerung zu geben. § 17 Absatz 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.

§ 21 
Einsicht in die Prüfungsakten

Bis zu einem Jahr nach Abschluss der einzelnen Modulprüfungen wird von der bzw. 
dem Vorsitzenden des zentralen Prüfungsausschusses auf schriftlichen Antrag der 
bzw. dem Studierenden Einsicht in ihre bzw. seine Prüfungsleistungen, die darauf  
bezogenen Gutachten und die Prüfungsprotokolle gewährt, soweit diese nicht bereits 
ausgehändigt worden sind.

§ 22 
Inkrafttreten; Übergangsregelung

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach der Genehmigung durch das Präsidium 
der Universität Hamburg in Kraft. Sie gilt erstmals für Studierende, die ihr Studium 
zum Wintersemester 2013/2014 aufnehmen.

(2) Sie gilt mit Wirkung zum Wintersemester 2013/2014 ebenfalls für Studierende, die 
ihr Studium vor Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung aufgenommen haben.

(3) Sofern Fachspezifische Bestimmungen, die vor dem Wintersemester 2013/2014 in 
Kraft getreten sind, von dieser Prüfungsordnung abweichende Angaben enthalten, 
insbesondere über
•	 den Zeitpunkt der Aufnahme des Studiums,
•	 die Anwesenheitspflicht bei Vorlesungen,
•	 die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen,
•	 die Festlegung eines verbindlichen ersten Prüfungsversuchs,
•	 die Festlegung von Modulfristen in Form von Referenzsemestern bzw. Phasen  

sowie 
•	 die Festlegung der Anzahl der Prüfungsversuche
finden diese keine Anwendung. 

(4) Abweichend von Absatz 3 erhalten Studierende nach Absatz (2) für begonnene 
aber noch nicht abgeschlossene Module insgesamt vier Prüfungsversuche. Ein Modul 
ist begonnen aber noch nicht abgeschlossen, wenn mindestens ein zurechenbarer 
Prüfungsversuch vor dem Wintersemester 2013/2014 vorliegt. Bereits vor dem Win-
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tersemester 2013/2014 zurechenbare Prüfungsversuche im Rahmen der Modulfristen 
werden auf diese vier Versuche angerechnet. § 15 und § 16 der Prüfungsordnung sind 
entsprechend anwendbar. Auf Antrag der bzw. des Studierenden kann die bisher gel-
tende Prüfungsordnung für alle Teilstudiengänge für weiterhin anwendbar erklärt 
werden.

(5) Diese Prüfungsordnung findet abweichend von den Absätzen 1 und 2 keine Anwen-
dung für Studierende der Master-Teilstudiengänge Wirtschaftswissenschaften und 
Betriebswirtschaftliches Schwerpunktfach.

Hamburg, den 25. November 2013
Universität Hamburg


